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Beförderung oder Versendung)



2 Sonstige Leistungen i. S. d. § 3 Abs. 9
UStG und deren Ortsbestimmung

2.1 Grundregeln zur Ortsbestimmung (§
3a Abs. 1 und 2 UStG)

2.2 Besondere Anknüpfungspunkte für
Leistungsortbestimmungen

2.2.1 Leistungen im Zusammenhang
mit einem Grundstück
(Belegenheitsort)

2.2.2 (Kurzfristige) Vermietung von
Beförderungsmitteln
(Übergabeort)

2.2.3 Besondere Leistungen, die am
Tätigkeitsort erbracht werden
(Tätigkeitsort)

2.2.4 Vermittlungsleistungen
2.2.5 Beförderungsleistungen und

damit zusammenhängende
Umsätze

2.2.6 Katalogleistungen i. S. d. § 3a
Abs. 4 UStG

2.2.7 Empfängerortsprinzip für
Telekommunikations-, Rundfunk-,
Fernseh- und auf elektronischem
Weg erbrachte sonstige
Leistungen

2.3 Besonderheiten im
Besteuerungsverfahren für sonstige
Leistungen

3 Einheitlichkeit der Leistung
3.1 Haupt- und Nebenleistung
3.2 Untrennbare Gesamtleistung
3.3 Aufteilung durch gesetzliche

Vorgaben
V Leistungen gegen Entgelt (Einzelfragen zum

Leistungsaustausch)



1 Wirtschaftliche Verknüpfung von Leistung
und Gegenleistung

2 Abgrenzung zwischen sog. »echten« und
»unechten« Schadensersatz

2.1 Verträge, die nicht, mangelhaft oder
verspätet erfüllt werden

2.2 Abgebrochene (Werk-)Lieferungen
2.3 Abwicklung von

Schadensersatzansprüchen aus
unerlaubter Handlung

3 Leistungsaustausch zwischen
Personengesellschaften und ihren
Gesellschaftern

3.1 Gründung von Gesellschaften bzw.
Eintritt von Gesellschaftern

3.2 Ausscheiden eines Gesellschafters
4 Leistungsaustausch bei der Abgabe von

Leistungen an Arbeitnehmer
VI

Inland/Ausland/Drittland/Gemeinschaftsgebie
t

VII Geschäftsveräußerung im Ganzen (§ 1 Abs.
1a UStG)

1 Grundstücksübertragung als
Geschäftsveräußerung

2 Übereignung aller wesentlichen
Betriebsgrundlagen?

3 Erwerb für das Unternehmen des
Erwerbers

4 Wirkung der Rechtsnachfolge nach § 1
Abs. 1a S. 3 UStG

5 Fehlerhafter Steuerausweis
6 Vorsteuerabzug aus Leistungsbezügen für

die Geschäftsveräußerung
VIII Steuerbefreiungen entgeltlicher

Inlandsumsätze (§ 4 UStG)



1 Zweck und Wirkungen von
Steuerbefreiungstatbeständen

2 Befreiungstatbestände mit
Optionsmöglichkeit i. S. d. § 9 UStG

2.1 Grunderwerbsteuerbare Vorgänge (§
4 Nr. 9a UStG)

2.2 Vermietung und Verpachtung von
Grundstücken (§ 4 Nr. 12a UStG)

2.3 Einzelheiten zum Verzicht auf
Steuerbefreiungen

2.3.1 Grundvoraussetzungen (§ 9
Abs. 1 UStG)

2.3.2 Einschränkungen (§ 9 Abs. 2
UStG)

2.3.3 Besondere Vorgaben für die
Verzichtsausübung (§ 9 Abs. 3
UStG)

2.4 Verzicht gegenüber einer
nichtunternehmerisch tätigen
Gemeinschaft

3 Zwingend »vorsteuerschädliche«
Steuerbefreiungen (ohne
Optionsmöglichkeit)

4 Steuerfreie Veräußerung nicht
vorsteuerentlasteter Gegenständenach §
4 Nr. 28 UStG

IX Bemessungsgrundlage (§ 10 UStG) und
Steuersatz (§ 12 UStG)

1 Grundsätze der Entgeltsbestimmung nach
§ 10 UStG

1.1 Zuzurechnender Aufwand des
Leistungsempfängers

1.2 Anwendung des zutreffenden
Steuersatzes

2 Besonderheiten zur Entgeltbestimmung



2.1 Auslagenersatz/durchlaufende
Posten

2.2 Entgelt von dritter Seite (Zuschüsse)
2.3 Tauschvorgänge

3 Mindest-Bemessungsgrundlage nach § 10
Abs. 5 UStG

4 Differenzbesteuerung nach den §§ 25, 25a
UStG

4.1 Sinn und Zweck und tatbestandliche
Voraussetzungen (§ 25a UStG)

4.2 Besonderheiten für gewerbliche
Kunsthändler

4.3 Anwendung auf Entnahmen i. S. d. §
3 Abs. 1b UStG

4.4 Verzicht auf Differenzbesteuerung
4.5 Differenzbesteuerung im

Binnenmarkt
4.6 Besonderheiten bei der Besteuerung

von Reiseleistungen (§ 25 UStG)
5 Änderungen der Bemessungsgrundlage

nach § 17 UStG
5.1 Uneinbringlichkeit der Forderung (§

17 Abs. 2 Nr. 1 UStG)
5.2 Nichtausführung der Leistung (§ 17

Abs. 2 Nr. 2 UStG)
5.3 Rückgängigmachung einer

Lieferung/Rücklieferung (§ 17 Abs. 2
Nr. 3 UStG)

5.4 Tätigen von Aufwendungen i. S. d. §
15 Abs. 1a UStG (§ 17 Abs. 2 Nr. 5
UStG)

X Entstehen und Fälligkeit der Steuer
1 Besteuerung nach vereinbarten Entgelten

(§ 16 UStG)
1.1 Leistungszeitpunkt als

Anknüpfungspunkt



1.2 Entgeltsvereinnahmung als
Anknüpfungspunkt

2 Besteuerung nach vereinnahmten
Entgelten (§ 20 UStG)

3 Steuerentstehung mit
Rechnungserteilung

4 Fälligkeit
XI Leistungsempfänger als Steuerschuldner

(Reverse-Charge-Verfahren)
1 Steuerschuldner (§ 13a UStG)
2 Umkehr der Steuerschuldnerschaft (§ 13b

UStG)
3 Die klausurrelevanten Fallgruppen

3.1 Werklieferungen und sonstige
Leistungen im Ausland oder
Gemeinschaftsgebiet ansässiger
Unternehmer

3.2 Verwertung von Sicherungsgut (§
13b Abs. 2 Nr. 2 UStG)

3.3 Umsätze, die unter das
Grunderwerbsteuergesetz fallen (§
13b Abs. 2 Nr. 3 UStG)

3.4 Bauleistungen (§ 13b Abs. 2 Nr. 4
UStG)

3.5 Gebäudereinigungsdienstleistungen
(§ 13b Abs. 2 Nr. 8 UStG)

3.6 Sonstige klausurrelevante
Fallgruppen

3.7 Ausnahmen von der Umkehr der
Steuerschuldnerschaft

3.8 Anforderungen an Rechnung und
Berechnung der vom
Leistungsempfänger geschuldeten
Umsatzsteuer

XII Besteuerung unentgeltlicher Wertabgaben



1 Rahmenbedingungen der Besteuerung
unentgeltlicher Lieferungen

2 Voraussetzungen fiktiv entgeltlicher
Lieferungen nach § 3 Abs. 1b UStG und
deren Bemessungsgrundlage

2.1 Entnahmen des Unternehmers (§ 3
Abs. 1b S. 1 Nr. 1 UStG)

2.2 Sachzuwendungen an das Personal
(§ 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 2 UStG)

2.3 Sonstige unentgeltliche Lieferungen
(§ 3 Abs. 1b S. 1 Nr. 3 UStG)

3 Voraussetzungen fiktiv entgeltlicher
sonstiger Leistungen nach § 3 Abs. 9a
UStG und deren Bemessungsgrundlage

3.1 Außerunternehmerische
Verwendung von
Unternehmensgegenständen (§ 3 Abs.
9a Nr. 1 UStG)

3.1.1 Besonderheiten bei der
nichtunternehmerischen
Grundstücksnutzung

3.1.2 Besonderheiten der
unternehmensfremden
Fahrzeugnutzung

3.2 Erbringen anderer sonstiger
Leistungen (§ 3 Abs. 9a Nr. 2 1. Alt.
UStG)

3.3 Sonstige Leistungen gegenüber dem
Personal (§ 3 Abs. 9a Nr. 2 2. Alt.
UStG)

4 Ortsbestimmung, Steuerbefreiung und
Steuersatz

5 Bemessungsgrundlage sowie
Steuerentstehung und -schuldner

XIII Unrichtiger oder unberechtigter
Steuerausweis (§ 14c UStG)



1 Unrichtiger Steuerausweis nach § 14c Abs.
1 UStG

2 Unberechtigter Steuerausweis nach § 14c
Abs. 2 UStG

XIV Grenzüberschreitende Warenbewegungen
1 Besteuerungsprinzipien
2 Abwicklungen mit Drittländern

2.1 Die Einfuhr aus dem Drittland nach §
1 Abs. 1 Nr. 4 UStG

2.2 Ausfuhrlieferungen nach § 4 Nr. 1
Buchst. a i. V. m. § 6 UStG

2.3 Sonstige Leistungen im
Zusammenhang mit steuerbefreiten
Ausfuhrlieferungen

2.3.1 Lohnveredelung an
Gegenständen der Ausfuhr

2.3.2 Grenzüberschreitende
Güterbeförderungen

2.3.3 Vermittlung
grenzüberschreitender
Warenlieferungen

3 Innergemeinschaftliche
Warenbewegungen

3.1 Die Erwerbsbesteuerung i. S. d. § 1
Abs. 1 Nr. 5 UStG

3.1.1 Tatbestandliche
Voraussetzungen eines
innergemeinschaftlichen Erwerbs
(§ 1a Abs. 1 UStG)

3.1.2 Erwerbsort, Steuerbefreiung,
Bemessungsgrundlage, Steuersatz
und Steuerentstehung

3.1.3 Innergemeinschaftlicher
Erwerb durch Verbringen (§ 1a
Abs. 2 UStG)



3.1.4 Ausnahmen von der
Erwerbsbesteuerung nach § 1a
Abs. 3 UStG

3.1.5 Sonderfall: Erwerb neuer
Fahrzeuge nach § 1b UStG

3.2 Innergemeinschaftliche Lieferungen
i. S. d. § 4 Nr. 1 Buchst. b i. V. m. § 6a
UStG

3.2.1 Tatbestandliche
Voraussetzungen einer
innergemeinschaftlichen Lieferung

3.2.2 Innergemeinschaftliches
Verbringen

3.2.3 Die neue
Konsignationslagerregelung (§ 6b
UStG)

3.2.4 Sonderfall: Lieferung neuer
Fahrzeuge

3.3 Lieferungen an Privatpersonen im
Reiseverkehr

3.4 Das innergemeinschaftliche
Dreiecksgeschäft i. S. d. § 25b UStG

4 Umsätze im Steuerlager
XV Vorsteuerabzug (§ 15 UStG)

1 Anspruchsbegründende Voraussetzungen
des § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 UStG

1.1 Der abzugsberechtigte Unternehmer
1.2 Unternehmer als

Leistungsempfänger
1.2.1 Leistungsbezug durch

Gesellschafter/Gemeinschafter
bzw. Bruchteilsgemeinschaften

1.2.2 Leistungsbezug durch
Arbeitnehmer des Unternehmers

1.2.3 Besonderheiten bei unfreier
Versendung



1.3 Leistungsbezug »für sein
Unternehmen«
(Zuordnungsmöglichkeiten)

1.3.1 Aufteilungsgebote bei
teilunternehmerischer Nutzung

1.3.2 Zuordnung bei teilweise
unternehmensfremder Nutzung
von Gegenständen

1.3.3 Zuordnung von
teilunternehmerisch genutzten
Grundstücken (§ 15 Abs. 1b UStG)

1.3.4 Mindestumfang
unternehmerischer Nutzung (10 %-
Grenze)

1.3.5 Zuordnungsalternativen bei
teilweise unternehmensfremder
Nutzung

1.4 Von einem anderen Unternehmer
1.5 Besitz einer Rechnung i. S. d. §§ 14,

14a UStG
1.5.1 Anforderungen an eine

ordnungsgemäße Rechnung
1.5.2 Rechnungsberichtigung mit

Rückwirkung für den
Vorsteuerabzug

1.5.3
Kleinbetragsrechnungen/Fahrausw
eise

1.5.4 Gutschriften
1.6 Begrenzung des Vorsteuerabzugs

auf die für den Umsatz geschuldete
Umsatzsteuer

2 Vorsteuerabzug der Einfuhrumsatzsteuer,
Erwerbsteuer und der nach § 13b UStG
geschuldeten Umsatzsteuer



2.1 Berechtigung zum Abzug der
Einfuhrumsatzsteuer (§ 15 Abs. 1 S. 1
Nr. 2 UStG)

2.2 Abzug der Umsatzsteuer auf den
innergemeinschaftlichen Erwerb (§ 15
Abs. 1 S. 1 Nr. 3 UStG)

2.3 Abzug der nach § 13b UStG
geschuldeten Umsatzsteuer (§ 15 Abs.
1 S. 1 Nr. 4 UStG)

3 Ausschlüsse bzw. Einschränkungen des
Vorsteuerabzugs

3.1 Vorsteuerabzugsverbot nach § 15
Abs. 1a UStG

3.1.1 Geschenke (§ 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 1
EStG)

3.1.2 Bewirtungsaufwendungen (§ 4
Abs. 5 S. 1 Nr. 2 EStG)

3.1.3 Aufwendungen für
Gästehäuser, Motorjachten sowie
für ähnliche Zwecke (§ 4 Abs. 5 S.
1 Nr. 3 und 4 EStG)

3.1.4 Von § 15 Abs. 1a UStG nicht
erfasste Aufwendungen

3.2 Teilunternehmerische
Grundstücksnutzung (§ 15 Abs. 1b
UStG)

4 Ausschluss des Vorsteuerabzugs für
steuerfreie Umsätze (§ 15 Abs. 2 und 3
UStG)

5 Vorsteueraufteilung nach § 15 Abs. 4 UStG
5.1 Aufteilungsgrundsätze
5.2 Hauptanwendungsfall: gemischt

genutzte Gebäude
6 Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs

6.1 Recht auf Sofortabzug der Vorsteuer
(ggf. anhand der


